
Dem Bereich Wohnen und Bauen
kommt für die Realisierung einer
nachhaltigen Entwicklung zentra-
le Bedeutung zu. In keinem ande-
ren Aktivitätsfeld wird das kom-
plexe Beziehungsgeflecht zwi-
schen ökologischen, ökonomi-
schen, sozialen und institutionel-
len Aspekten so offensichtlich.
Wohnen ist ein Grundbedürfnis
und zugleich Bestandteil der Kul-
tur und Tradition. In der Art des
Wohnens spiegeln sich unter-
schiedliche Lebensformen, so-
ziale Strukturen, Arbeits- und
Konsumgewohnheiten wider. Nir-
gends zeigen sich aber auch die
Wechselwirkungen zwischen Le-
bensstilen und Umweltbeeinflus-
sung deutlicher als hier [1]. Aus
diesem Grund wurde im HGF-
Strategiefondsprojekt „Global
zukunftsfähige Entwicklung –
Perspektiven für Deutschland“
das Aktivitätsfeld Wohnen und
Bauen einer vertiefenden Unter-
suchung unterzogen.

Die Bauwirtschaft ist von erhebli-
cher wirtschaftlicher Bedeutung.
Mit ihren 2,6 Mio. Erwerbstätigen
erbrachte sie im Jahr 2001 fast
ein Fünftel der Wertschöpfung
des produzierenden Gewerbes.
Auf der Verwendungsseite entfie-
len 2001 ca. 230 Mrd. Euro auf
den Baubereich, das sind nahezu
12 % des Bruttoinlandproduktes
[2]. Innerhalb der Bauwirtschaft

kommt dem Wohnungsbau inzwi-
schen die größte Bedeutung zu.
Sein Anteil an den gesamten
Bauleistungen stieg, bezogen auf
die alten Bundesländer, von 48 %
im Jahre 1991 auf 58 % im Jahre
2002 [3].

Allerdings hat sich die Situation
für die Bauwirtschaft in den letz-
ten Jahren erheblich verschlech-
tert. So betrugen die Bauinvesti-
tionen 1995 noch 259 Mrd. € ge-
genüber 245 Mrd. € im Jahre
2003 und die Zahl der Erwerbs-
tätigen sank im Zeitraum 1995 
bis 2002 um 25 %, von 3,2 Mio.
auf 2,4 Mio. [4]. Gründe für den
deutlichen Rückgang der Bau-
leistungen sind vor allem die 
Verringerung der Bautätigkeit in
den neuen Bundesländern nach 
dem vereinigungsbedingten Bau-
boom, aber auch Rationalisie-
rungseffekte, konjunkturelle Ein-
brüche und die Konkurrenz aus-
ländischer Firmen.

Die künftige Entwicklung der Be-
schäftigung im Wohnungsbau-
sektor hängt nicht zuletzt von der
Prioritätensetzung in der staatli-
chen Wohnungspolitik ab: Mit ei-
ner Politik, die dem Um- und Aus-
bau im Bestand Vorrang vor dem
Neubau auf der grünen Wiese
einräumt, könnten positive Be-
schäftigungseffekte erzielt wer-
den, da Sanierungsmaßnahmen
im Bestand arbeitsintensiver sind
als Neubaumaßnahmen. Wäh-
rend im Neubau die Tendenz zu
einer verstärkten Nutzung von
Systembauweisen mit vorgefer-
tigten Bauteilen besteht, um die
Kostenvorteile der industriellen

Produktion zu nutzen, bleibt Alt-
bausanierung auf manuelle Arbeit
angewiesen, die sich einer Ratio-
nalisierung weitgehend entzieht
[5]. Im Gegensatz zum Neubau,
der bereits seit 1995 rückläufig
ist, weist der Bereich Modernisie-
rung und Instandsetzung seit
Jahren einen beständigen Zu-
wachs auf. Schon im Jahre 1999
hatten die Wohnbauleistungen an
bestehenden Gebäuden in etwa
die gleiche Größenordnung wie
das Neubauvolumen. Seitdem
hat sich die Relation von Neubau
und Sanierung beständig zu-
gunsten der Bauleistungen im
Bestand verschoben, eine Ent-
wicklung, die sich auch in den
kommenden Jahren fortsetzen
dürfte. 

Als Instrument zur Identifizierung
von Nachhaltigkeitsdefiziten im
Aktivitätsfeld Wohnen und Bau-
en wurden die im HGF-Verbund-
projekt „Global zukunftsfähige
Entwicklung – Perspektiven für
Deutschland“ entwickelten Nach-
haltigkeitsregeln herangezogen1).
Es zeigte sich, dass das Akti-
vitätsfeld in Deutschland zu zahl-
reichen Nachhaltigkeitsproble-
men beiträgt, von denen im Fol-
genden einige herausgestellt
werden2).

Flächenverbrauch

Ein zentrales Problem stellt die
auf hohem Niveau verharrende
Neuinanspruchnahme von Flä-
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1) Siehe dazu den Beitrag von Kopfmüller in diesem Heft. 
2) Eine umfassende Analyse von Nachhaltigkeitsdefiziten im Aktivitätsfeld Wohnen und Bauen auf der Basis des Integrativen Nach-

haltigkeitskonzepts wird voraussichtlich Ende des Jahres in Buchform bei edition sigma Berlin erscheinen [6].



chen für Siedlungs- und Ver-
kehrszwecke dar, wodurch die
vielfältigen ökologischen, ökono-
mischen, sozialen und kulturellen
Funktionen des Bodens stark be-
einträchtigt werden. An der Zu-
nahme der Siedlungs- und Ver-
kehrsfläche von durchschnittlich
130 ha pro Tag im Zeitraum 1996
bis 20003) hatte der Sektor Woh-
nen einen Anteil von 50 ha/Tag.
Vor dem Hintergrund des in der
Nachhaltigkeitsstrategie der
Bundesregierung formulierten
Ziels, den Zuwachs der Sied-
lungs- und Verkehrsfläche bis
2020 auf 30 ha pro Tag zu verrin-
gern, erscheint der Flächenanteil,
den die Wohnbebauung bean-
sprucht, deutlich zu hoch. Geht
man zur Illustration davon aus,
dass alle Bereiche, die an der
Siedlungsflächenausweitung be-
teiligt sind (Industrie und Gewer-
be, Freizeit und Erholung, Ver-
kehr, Wohnen) einen äquivalenten
Beitrag zur Erreichung des quan-
titativen Reduktionsziels leisten
sollten, so ergäbe dies für den
Sektor Wohnen einen Wert von
knapp 12 ha pro Tag, der im Jahr
2020 nicht mehr überschritten
werden dürfte.

Triebfedern der Flächeninan-
spruchnahme für Wohnzwecke
sind die stetige Zunahme der
Wohnfläche pro Kopf und die Art
der Wohnbebauung. Die Wohn-
fläche pro Einwohner hat sich in
Deutschland in den letzten 50

Jahren fast verdreifacht. Wäh-
rend 1950 jedem Einwohner im
Durchschnitt 14 qm Wohnfläche
zur Verfügung standen, ist die
Wohnfläche 2002 auf über 40 qm
je Einwohner angewachsen (s.
Abb. 1). Wesentliche Ursachen
für den steigenden Wohnflächen-
konsum sind gesellschaftliche
Veränderungen wie zunehmen-
der Wohlstand, hohe Wohnan-
sprüche, Zunahme der Anzahl
der Haushalte bei abnehmender
Haushaltsgröße und der sog. Re-
manenzeffekt4). Trotz einer gewis-
sen Annäherung sind die Wohn-
verhältnisse zwischen dem frühe-
ren Bundesgebiet und den neu-
en Ländern auch vierzehn Jah-
re nach der Wiedervereinigung
noch unterschiedlich. Westdeut-
sche Wohnungen sind mit einer
durchschnittlichen Fläche von
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Abb. 1: Entwicklung der Wohnfläche pro Kopf [Datengrundlage: 8, 9].

1950 1960 1970 1980 1990 2000
Jahr

0
5

10
15

20
25

30

35
40

45

W
oh

nf
lä

ch
e [

qm
/K

op
f]

3) Seitdem hat sich das Wachstum der Siedlungs- und Verkehrsfläche allerdings verlangsamt, auf 117 ha/Tag im Jahre 2001 und auf
105 ha/Tag im Jahre 2002. Nach einhelliger Auffassung unter den Experten ist dies jedoch in erster Linie auf die konjunkturelle Ent-
wicklung und den Einbruch der Bauinvestitionen zurückzuführen und nicht als eine generelle Trendwende im Landverbrauch zu in-
terpretieren.

4) Der Remanenzeffekt bezieht sich auf das Beharrungsvermögen der Wohnbevölkerung, welches sich insbesondere darin zeigt, dass
ältere Personen auch nach dem Auszug der Kinder und selbst nach dem Verlust des Partners, weiter in der angestammten, nun zu
großen Familienwohnung bleiben.

5) Die Angaben beruhen auf dem im Rahmen des Mikrozensus 2002 durchgeführten wohnungsstatistischen Zusatzerhebung.

92,5 qm um 15,7 qm größer als
ostdeutsche Wohnungen5) [7].
Langfristig ist allerdings davon
auszugehen, dass sich die Wohn-
verhältnisse in Ost und West an-
gleichen werden. 

Die hohe Flächeninanspruchnah-
me ist weiterhin auf den forcierten
Bau freistehender Ein- und Zwei-
familienhäuser zurück zu führen,
die pro qm Wohnfläche deutlich
mehr Grundstücksfläche belegen
als Mehrfamilienhäuser. In den
letzen Jahren hat sich die
Bautätigkeit zunehmend zugun-
sten dieser flächenaufwändigen
Bauformen verschoben. Wäh-
rend sich 1993 von den fertig ge-
stellten Neubauwohnungen 57 %
in Mehrfamilienhäusern befan-
den, 14 % in Zweifamilienhäu-
sern und 29 % in Einfamilienhäu-



sern, haben sich die Verhältnisse
im Jahre 2002 praktisch umge-
kehrt: 54 % der fertig gestellten
Wohnungen waren in Einfamilien-
häusern, 15 % in Zweifamilien-
häusern und 31 % in Mehrfamili-
enhäusern [7]. Die höchsten Zu-
wachsraten der Siedlungsfläche
sind im ländlichen Raum zu ver-
zeichnen, wobei sich die Nach-
frage, den abnehmenden Boden-
preisen folgend, immer weiter in
den Freiraum hinein verlagert. Zur
Versorgung der neu errichteten
Wohnquartiere im Umland der
Städte müssen zudem weitere
Flächen für soziale Infrastruktur
und Verkehr in Anspruch genom-
men werden. An diesen Trends
wird sich mittelfristig wenig än-
dern. Schätzungen gehen davon
aus, dass die Zahl der Haushalte
und damit der Wohnraumbedarf
bis zum Jahre 2020 weiter zuneh-
men wird, erst danach wird sich
der demographische Wandel in
einem Rückgang der Wohnflä-
chennachfrage niederschlagen
[10].

Eine Strategie zur Begrenzung
der Flächeninanspruchnahme
müsste auf eine verstärkte Innen-
entwicklung, auf eine Umlenkung
der Investitionen vom Neubau in
den Bestand und auf eine Anpas-
sung der bestehenden Bausub-
stanz an sich wandelnde Nutzer-
bedürfnisse ausgerichtet sein.
Das vorhandene planungsrechtli-
che Instrumentarium bietet im
Prinzip ausreichende Ansatz-
punkte für eine solche Strategie.
Gleichwohl zeigt die Praxis, dass
die Planungsträger von den ihnen
zur Verfügung stehenden Instru-
menten angesichts entgegenste-
hender wirtschaftlicher Interes-

sen nur unzureichend Gebrauch
machen. Um die Durchsetzung
der siedlungspolitischen Ziele zu
erleichtern, wird daher eine Flan-
kierung des vorwiegend ord-
nungsrechtlich geprägten Instru-
mentariums der Raumplanung
durch ökonomische Anreizinstru-
mente gefordert, die das Eigenin-
teresse der Akteure an einem
sparsamen Umgang mit Grund
und Boden stärken. Dabei geht
es sowohl um eine Korrektur ge-
genläufig wirkenden ökonomi-
scher und fiskalischer Rahmen-
bedingungen (Umwandlung der
Grundsteuer in eine Flächen-
oder Bodenwertsteuer oder kom-
binierte Bodenwert- und Flä-
chensteuer, Einführung einer Neu-
erschließungsabgabe anstelle der
Grunderwerbssteuer, Abschaffung
oder Reduzierung der Wohneigen-
tumsförderung und der Entfer-
nungspauschale) als auch um die
Einführung neuer Instrumente (Bo-
denversiegelungsabgabe, versie-
gelungsabhängige Abwasserab-
gabe, handelbare Flächenauswei-
sungsrechte etc.) 6).

Verbrauch nicht erneuer-
barer Energierohstoffe/
Klimawandel

Der Verbrauch von nicht-erneuer-
baren Energierohstoffen, vor al-
lem fossiler Energieträger, stellt in
zweierlei Hinsicht ein gravieren-
des Nachhaltigkeitsproblem dar:
einerseits vor dem Hintergrund
der Endlichkeit dieser Rohstoffe,
andererseits wegen der durch die
Nutzung fossiler Energieträger
freigesetzten CO2-Emissionen,
die wesentliche Ursache des an-
thropogenen Klimawandels sind.

Der Anteil des Aktivitätsfeldes
Wohnen und Bauen am deut-
schen Primärenergieverbrauch
beträgt unter Einbeziehung des
Energieverbrauchs in der Vorlei-
stungskette 38% [12]. Allein der
Wohnungsneubau (Baustoffher-
stellung und Baugewerbe) nimmt
pro Jahr rund 5 % des Primären-
ergieverbrauchs der Bundesre-
publik Deutschland in Anspruch.
Noch deutlich höher ist der Ener-
gieverbrauch während der Nut-
zungsphase der Gebäude, vor al-
lem für die Erzeugung von Raum-
wärme. Aber auch der Energie-
verbrauch für die Warmwasser-
bereitung und der Stromver-
brauch für Kühlung, Kochen, Un-
terhaltungselektronik etc. ist
nicht zu vernachlässigen. Der En-
ergieverbrauch durch die Woh-
nungsnutzung ist zwar pro qm
Wohnfläche zurückgegangen,
absolut aber, infolge der Zunah-
me an Wohn- und Nutzfläche, na-
hezu gleich geblieben. Vor allem
der Präferenz für das freistehen-
de Einfamilienhaus ist es zuzu-
schreiben, dass der Energiever-
brauch der privaten Haushalte,
trotz besserer Heiz- und Dämm-
techniken, in den letzten 20 Jah-
ren nicht gesunken ist. 

Durch den hohen Verbrauch fos-
siler Energieträger hat das Akti-
vitätsfeld unter Berücksichtigung
der Vorleistungskette auch einen
Anteil von 37 % an den inländi-
schen CO2-Emissionen [12]. In-
folge von Effizienzverbesserung
in der Vorleistungskette, aber
auch beim privaten Verbraucher
hatte es bis zum Fall der Mauer
eine deutliche Absenkung der
CO2-Emissionen gegeben. Mit
dem Beitritt der neuen Länder
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6) Zu den einzelnen Instrumenten und ihren Vor- und Nachteilen aus der Sicht unterschiedlicher gesellschaftlicher Akteure siehe [11]



stiegen die Emissionen erheblich
und sanken in den letzten Jahren
wieder allmählich ab. Der neuerli-
che Rückgang findet jedoch fast
ausschließlich im Bereich der
Vorleistungen des Aktivitätsfel-
des statt. Die direkten Emissio-
nen der privaten Haushalte ver-
harren auf dem höheren Niveau
nach der Wiedervereinigung, was
hauptsächlich daran liegt, dass
der Rückgang des Energiever-
brauchs pro qm Wohnfläche
durch die Zunahme der Wohn-
fläche pro Kopf kompensiert
wird.

Eine effektive Strategie zur Re-
duktion des Verbrauchs fossiler
Energieträger und der CO2-Emis-
sionen müsste drei Ansätze kom-
binieren: erstens die Substitution
fossiler Energieträger durch er-
neuerbare Energien, zweitens die
Umstellung von kohlenstoffrei-
chen auf kohlenstoffarme fossile
Energieträger und drittens die
Förderung der rationellen Ener-
gienutzung. Mit dem „Erneuerba-
ren Energiengesetz“, der neuen
Energieeinsparverordnung und
den Förderprogrammen der Kre-
ditanstalt für Wiederaufbau (KfW)
zur Reduzierung der CO2-Emis-
sionen sind schon wichtige
Schritte in diese Richtung unter-
nommen worden. Um aber einen
durchschlagenden Erfolg zu er-
zielen, sind weitere Maßnahmen
und Instrumente in Erwägung zu
ziehen, z. B. eine Weiterentwick-
lung der Ökosteuer mit einer stär-
keren Orientierung an den CO2-
Emissionen als Bemessungs-
grundlage, die verstärkte Förde-
rung der regenerativen Wärmeer-
zeugung und weitere Fördermaß-

nahmen für die energetische Sa-
nierung des Gebäudebestandes
(Energie-Contracting, Einrichtung
von Fonds zur energetischen Alt-
bausanierung), mit denen auch
das Vermieter-Mieter-Dilemma
überwunden werden könnte7).

Stoffdurchsatz der
Bauwirtschaft

Neben fossilen Energieträgern
werden durch das Aktivitätsfeld
auch andere nicht erneuerbare
Ressourcen, insbesondere mine-
ralische Rohstoffe, in großem
Umfang in Anspruch genommen.
Im Jahr 2000 wurden allein für
Wohngebäude 150 Mio. t minera-
lische Rohstoffe eingesetzt [13].
Ursache für den hohen Verbrauch
mineralischer Rohstoffe sind vor
allem die Neubautätigkeit sowie
die sinkende Lebenserwartung
von neuen Baukonstruktionen,
die zu einer Beschleunigung der
Sanierungszyklen führt.

Spiegelbildlich zu seinem hohen
Rohstoffverbrauch spielt der
Bausektor auch in der Abfallent-
sorgung eine dominierende Rolle.
Jährlich fallen ungefähr 50 bis 60
Mio. t Bauschutt an, von denen
ca. 70 % recycelt werden. Dabei
handelt es sich überwiegend um
mineralische Bestandteile aus
dem Abriss alter Gebäude. Ob-
wohl der Bauschutt im Wesentli-
chen aus mineralischen Stoffen
wie Mauerwerk, Ziegelbruch und
Beton besteht und somit prinzipi-
ell einem hochwertigen Recycling
zugeführt werden könnte, wird
der größte Teil heute für nieder
wertige Nutzungen wie Lärm-
schutzwände, Hinterfüllungen

und ungebundene Tragschichten
im Straßen- und Wegebau einge-
setzt (Downcycling). Gründe
dafür, dass kein größerer Teil des
Bauschutts eine Wiederverwen-
dung im Hochbau findet, sind die
Irreversibilität der Phasenbildung
bei mineralischen Baustoffen
(z. B. beim Ziegel), die Begren-
zung der Recyclingzuschläge in
neuen Bauprodukten aus techni-
schen und rechtlichen Gründen
(z. B. Normen für die Betonher-
stellung), die konstruktionsbe-
dingte Kombination von Baustof-
fen und die hohen Kosten einer
sortenreinen Rückgewinnung der
verwendeten Materialien, die auf
die Kontamination großer Men-
gen ursprünglich unbelasteter
Stoffe durch kleine Mengen von
Problemstoffen (Asbest, Teer,
Bauchemikalien) zurückzuführen
sind. Außerdem sind die heutigen
Recyclingverfahren häufig ener-
gieintensiver als die Primärpro-
duktion. Eine Erhöhung der Re-
cyclingraten nach dem gegen-
wärtigen Stand der Technik führt
daher unter Umständen zu einer
negativen ökologischen Gesamt-
bilanz.

Zur Schonung der Vorkommen
an mineralischen Primärrohstof-
fen und zur Verringerung der Ab-
fallströme im Bausektor bietet
sich eine Strategie der Kreislauf-
führung von Baumaterialien (Wie-
derverwertung von Bauteilen, Er-
höhung der Recyclingrate, Ge-
winnung von Sekundärrohstof-
fen) sowie der Substitution be-
sonders umwelt- und ressourcen-
intensiver Baustoffe an. Zur Un-
terstützung einer solchen Strate-
gie kommen in erster Linie finan-
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7) Das Vermieter-Mieter-Dilemma besteht kurz gefasst darin, dass für Vermieter wenig Anreize bestehen, energetische Sanierungs-
maßnahmen durchzuführen, da sie die Sanierungskosten nur begrenzt über Mieterhöhungen auf den Mieter überwälzen können.



zielle Instrumente wie eine Er-
höhung der Deponiepreise für
Baurestmassen, verbesserte Ab-
schreibungsmöglichkeiten für In-
vestitionen in Aufbereitungstech-
niken für Bauschutt, Steuerer-
leichterungen für Anbieter von
Sekundärbaumaterialien sowie
die Förderung der Verwendung
von nachwachsenden Baustoffen
in Betracht. Alternativ wären auch
Instrumente denkbar, die auf eine
Verteuerung der Primärbaustoffe
zielen, wie z.B. eine Abgabe auf
die Gewinnung mineralischer
Rohstoffe („Kiessteuer“) oder die
Einführung einer Lizenzpflicht für
das Inverkehrbringen von mine-
ralischen Primärbaustoffe.

Verschärfung regionaler
Disparitäten

Die regionalen Disparitäten zwi-
schen Stadt und Land sowie zwi-
schen verschiedenen Teilräumen
der Bundesrepublik Deutschland
haben sich in den letzen Jahren
verschärft. Eine räumlich unglei-
che Verteilung der materiellen Le-
benschancen besteht sowohl im
Hinblick auf die privaten Haushal-
te als auch im Hinblick auf die
Gemeinden und Kreise, die auf-
grund der zum Teil prekären Fi-
nanzlage kaum noch in der Lage
sind, ihre öffentlichen Aufgaben
wahrzunehmen. In den neuen
Bundesländern hängen zudem
viele Städte und Gemeinden von
Finanzzuweisungen der jeweili-
gen Landesregierungen ab, da es
ihnen aufgrund fehlender Wirt-
schaftskraft an eigenen Einnah-
men aus der Gewerbe- und Ein-
kommenssteuer mangelt.

Gleichzeitig sind in den neuen
Ländern überdurchschnittlich
viele Menschen auf staatliche

Transferleistungen angewiesen,
rund dreimal so viele wie in den
alten Ländern. Im bundesrepubli-
kanischen Durchschnitt ist die
Quote der Sozialhilfeempfänger
in den Kernstädten mehr als dop-
pelt so hoch wie im Umland der
Städte und im ländlichen Raum,
wobei prosperierende Städte wie
Frankfurt, Stuttgart und München
davon weniger stark betroffen
sind als Städte mit geringer Wirt-
schaftskraft, schrumpfender Be-
völkerung und einem sinkenden
Anteil an Erwerbsfähigen wie Es-
sen, Duisburg, Bremen, Saar-
brücken, Halle oder Chemnitz
[14].

Obwohl der Wohnungsmarkt in
Deutschland quantitativ relativ
ausgeglichen ist, sind regional
große Unterschiede in der Woh-
nungsversorgung festzustellen.
Während in einigen der süd- und
westdeutschen Ballungsgebiete
eine ungebrochen hohe Nachfra-
ge nach Wohnraum besteht, die
sich in steigenden Bauland-, Im-
mobilien und Mietpreisen nieder-
schlägt, existiert in den alt indu-
strialisierten Regionen (Rhein-
Ruhr, Aachener Raum, Saarland)
und in den ostdeutschen Bun-
desländern ein Überangebot an
Wohnungen, was sinkende Im-
mobilienpreise und zunehmende
Leerstände zur Folge hat. Vor al-
lem in den neuen Bundesländern
hat sich die Leerstandsquote in
den letzen Jahren trotz der zwi-
schenzeitlich erfolgten Rückbau-
maßnahmen beständig erhöht
und stieg bei einigen ostdeut-
schen Wohnungsunternehmen
auf über 20 % im Jahre 2002 [15].

Die räumlichen Disparitäten wer-
den sich im Zuge des demogra-
phischen Wandels weiter ver-

schärfen. Daraus folgt, dass eine
erfolgreiche Strategie zur Steue-
rung der Siedlungsentwicklung
unter Nachhaltigkeitsaspekten,
ihre Instrumente in regional diffe-
renzierter Weise einsetzen muss.
Die Bundesregierung hat dieser
Forderung Rechnung getragen,
indem sie als Reaktion auf das
Schrumpfen der Städte in den
neuen Ländern bereits vor eini-
gen Jahren das Programm
„Stadtumbau Ost“ aufgelegt hat,
dem in diesem Jahr das Pro-
gramm „Stadtumbau West“ ge-
folgt ist.

Unzureichende Wohnungs-
versorgung / Mangelnde
Chancengleichheit auf dem
Wohnungsmarkt / Soziale
Segregation

Nach Schätzungen der „Bundes-
arbeitsgemeinschaft Wohnungs-
losenhilfe“ sind bundesweit min-
destens 550.000 Personen ohne
Wohnung. Besonders schwer
wiegt dabei, dass 70 % der Be-
troffenen jünger als 20 Jahre sind.
Zunehmend betroffen sind Frau-
en, oft mit Kindern, die in ver-
deckter Wohnungslosigkeit bei
Freunden oder Angehörigen Un-
terkunft finden (ihr Anteil liegt bei
23 %) und junge Erwachsene, die
sich nach Verlassen des Eltern-
hauses in ungesicherten Wohn-
verhältnissen befinden. 26.000
Menschen lebten 1999 obdach-
los auf der Straße, davon 3.000
Frauen [16]. Obdachlosigkeit
stellt ohne Zweifel die krasseste
Form von Wohnungsnot dar. Un-
zureichende Wohnungsversor-
gung manifestiert sich aber auch
darin, dass Haushalte gezwun-
gen sind, in beengten oder kon-
fliktbeladenen Wohnverhältnis-
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sen oder in Wohnungen mit unzu-
mutbarer Ausstattung zu leben.
Ein weiteres Indiz ist, dass ein
überproportional hoher Anteil des
Haushaltseinkommens für die
Miete aufgewendet werden
muss. 

Im Jahre 2002 musste fast jeder
6. Haushalt in Deutschland 40 %
seines Einkommens und mehr für
die Miete ausgeben. Im Zuge der
Angleichung der Mieten zwi-
schen Ost und West sind die Mie-
ten in den neuen Bundesländern
und Berlin-Ost sehr viel stärker
gestiegen als im früheren Bun-
desgebiet. Dennoch liegt das
durchschnittliche Mietniveau im
Osten deutlich unter dem west-
deutschen. Wegen der günstige-
ren Mieten ist auch die Mietbela-
stung in den neuen Ländern, trotz
des nach wie vor niedrigeren Ein-
kommensniveaus, geringer. Der
Anteil der Miete am Hauhaltsein-
kommen belief sich 2002 im
Durchschnitt auf 21 % gegenü-
ber 23,1 % in den alten Bundes-
ländern. Während im Westen gut
ein Viertel der Haushalte 35% ih-
res Einkommens und mehr für die
Miete aufwenden mussten, traf
dies im Osten nur auf 18,7 % zu
(s. Abb. 2).

Unstrittig ist, dass in Deutschland
bestimmte Bevölkerungsgrup-
pen einen deutlich erschwerten
Zugang zum Wohnungsmarkt ha-
ben. Hierzu zählen vor allem Al-
leinerziehende, Familien mit meh-
reren Kindern, Ausländer, Lang-
zeitarbeitslose, ältere und behin-
derte Menschen. Die intensive
Förderung des Wohneigentums,
der Rückgang der Fertigstellun-
gen und Bewilligungen im sozia-
len Wohnungsbau, das Auslaufen
der Belegungsbindung bei älte-

ren Sozialwohnungen und die
sich für viele Kommunen erge-
bende Notwendigkeit, ange-
sichts der angespannten Haus-
haltslage ihre Wohnungsbestän-
de zu veräußern, schränken die
Alternativen in der Wohnraumbe-
schaffung für sozial benachteilig-
te Bevölkerungsgruppen immer
weiter ein [18]. 

Suburbanisierungs- und Reur-
bansierungstendenzen führen zu
einer sozialen Entmischung von
Wohnquartieren. Vornehmlich
junge, besser verdienende Fami-
lien mit Kindern verlassen die
Städte und ziehen ins Umland;
Gewerbe, Handel und Freizeitein-
richtungen folgen. Gleichzeitig
werden bestimmte städtebaulich
attraktive und gut sanierte Innen-
stadtviertel von oberen Einkom-
mensklassen wieder zunehmend
als Wohnstandort geschätzt, wo-
durch einkommensschwache
Haushalte nach und nach ver-
drängt werden (gentrification).
Das Angebot an preisgünstigem

Wohnraum beschränkt sich meist
auf sanierungsbedürftige Altbau-
quartiere und ehemalige Arbeiter-
viertel sowie auf die randstädti-
schen Großsiedlungen des sozia-
len Wohnungsbaus aus den 60er
und 70er Jahren. In diesen Ge-
bieten kommt es zu einer räumli-
chen Konzentration sozial be-
nachteiligter Bevölkerungsgrup-
pen, wodurch sich die soziale 
Segregation verschärft und Quar-
tiere „urbaner Marginalisierung“
entstehen [19].

Um die Lebensbedingungen in
solchen Quartieren zu verbes-
sern, reicht die klassische Städ-
tebauförderung mit ihrem primär
baulichen Ansatz nicht aus. Ge-
fordert sind vielmehr „maßge-
schneiderte“ Erneuerungskon-
zepte, die sich an den jeweiligen
Bedürfnissen der Bewohner ori-
entieren und wohnungswirt-
schaftliche, städtebauliche, sozi-
al-, beschäftigungs-, bildungs-,
umwelt- und kulturpolitische Be-
lange integrieren [20].
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Abb. 2: Anteil der Bruttokaltmiete am Haushaltsnettoeinkommen.
Vergleich neue und alte Bundesländer [Datengrundlage: 17]. 
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Bei strategischen Ansätzen zur
Minderung der angesprochenen
Nachhaltigkeitsdefizite im Akti-
vitätsfeld Wohnen und Bauen
geht es darum, Instrumenten-
bzw. Maßnahmenbündel zu ent-
werfen, mit denen mehrere Pro-
bleme simultan angegangen wer-
den können und die „Win-win-Lö-
sungen“ versprechen. So wären
z.B. von einem Maßnahmenbün-
del, das sich auf die Aufwertung
der vorhandenen Bausubstanz
bezieht, in mehrfacher Hinsicht
positive Effekte zu erwarten: Eine

Umlenkung der Investitionen vom
Neubau in den Bestand könnte
dazu beitragen, die Attraktivität
der Kernstädte zu erhöhen, die
Abwanderung der Bewohner an
die Peripherie zu bremsen und so
den flächenzehrenden Neubau
einzudämmen. Sie würde die
energetische Sanierung des Be-
stands vorantreiben und damit
gleichzeitig der Reduzierung von
Energieverbrauch und CO2-Emis-
sionen wie auch der Schaffung
von Arbeitsplätzen dienen. Durch
eine Minderung des Neubauvolu-
mens würde zudem der Stoffum-
satz mineralischer Rohstoffe ein-

geschränkt. Schließlich könnte ei-
ne solche Strategie dazu beitra-
gen, die sozialen Entmischungs-
tendenzen zu mildern und die
Wohnungsversorgung benachtei-
ligter Bevölkerungsgruppen qua-
litativ zu verbessern. In Anbe-
tracht der unterschiedlichen Aus-
gangsbedingungen in den ver-
schiedenen Teilräumen der Bun-
desrepublik Deutschland müss-
ten die Instrumente zur Umset-
zung einer solchen Strategie in re-
gional differenzierter Form einge-
setzt werden.
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